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A. Zu diesem Heft 

Bei der vorliegenden Broschüre Nr. 95A Grundordnung des 
kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 
handelt es sich um einen Auszug aus der Broschüre Kirchliches 
Arbeitsrecht, erschienen in der Reihe „Die deutschen Bischöfe“, 
Nr. 95. 
Die Texte, die den Kapiteln B und C zugrunde liegen, sind in 
beiden Broschüren (Nr. 95 und Nr. 95A) enthalten und identisch. 
In der Broschüre Nr. 95 sind zusätzlich folgende Ordnungen ver-
öffentlicht: 

D) Rahmenordnung für eine Mitarbeitervertretungsordnung 
(MAVO) 

E) Richtlinien für die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Mitarbeitervertretungen 

F) Rahmenordnung für die Kommission zur Ordnung des 
diözesanen Arbeitsvertragsrechts (Rahmen-KODA-
Ordnung) 

G) Kirchliche Arbeitsgerichtsordnung (KAGO) 
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B. Erklärung der deutschen Bischöfe
 zum kirchlichen Dienst 

I. Präambel 

1. Der Berufung aller Menschen zur Gemeinschaft mit 
Gott und untereinander zu dienen, ist der Auftrag der 
Kirche.1 In lebendigen Gemeinden und Gemeinschaften 
bemüht sie sich, weltweit diesem Auftrag durch die Ver-
kündigung des Evangeliums, die Feier der Eucharistie 
und der anderen Sakramente sowie durch den Dienst am 
Mitmenschen gerecht zu werden.2 Diese Sendung ver-
bindet alle Glieder im Volk Gottes; sie bemühen sich, 
ihr je an ihrem Ort und je nach ihrer Begabung zu ent-
sprechen.3 Diesem Ziel dienen auch die Einrichtungen, 
die die Kirche unterhält und anerkennt, um ihren Auf-
trag in der Gesellschaft wirksam wahrnehmen zu kön-
nen. Wer in ihnen tätig ist, wirkt an der Erfüllung dieses 
Auftrags mit. Alle, die in den Einrichtungen mitarbeiten, 
bilden – unbeschadet der Verschiedenheit der Dienste 
und ihrer rechtlichen Organisation – eine Dienstgemein-
schaft. 

                                                 
1 Vgl. ZWEITES VATIKANISCHES KONZIL, Dogmatische Konstitution Lumen 

gentium über die Kirche, 1, 5; ZWEITES VATIKANISCHES KONZIL, Pasto-
rale Konstitution Gaudium et spes über die Kirche in der Welt von heu-
te, 3, 19, 40, 45. 

2 Vgl. ZWEITES VATIKANISCHES KONZIL, Dogmatische Konstitution Lumen 
gentium über die Kirche, 8, 9, 26; ZWEITES VATIKANISCHES KONZIL, 
Pastorale Konstitution Gaudium et spes über die Kirche in der Welt von 
heute, 24, 27, 41, 42, 88. 

3 CIC cc. 208, 211, 215, 216.  
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2. In der Bundesrepublik Deutschland ist der Kirche durch 
das Grundgesetz die Freiheit garantiert, ihre Angelegen-
heiten selbstständig innerhalb der Schranken des für alle 
geltenden Gesetzes zu ordnen und zu verwalten.4 Die 
Kirche kann ihre Sendung und ihren Dienst in vielfälti-
gen Formen verwirklichen. Sie ist nicht darauf beschränkt, 
dafür besondere kircheneigene Gestaltungsformen zu ent-
wickeln, sondern kann sich auch der jedermann offen-
stehenden Privatautonomie bedienen, um ein Dienstver-
hältnis zu begründen und zu regeln.5 Deshalb ist es ihr 
möglich, neben den ehrenamtlichen auch hauptamtliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewinnen. 

3. Für alle, die im kirchlichen Dienst stehen, trägt die Kir-
che eine besondere Verantwortung. Aufgrund ihrer Sen-
dung ist die Kirche verpflichtet, die Persönlichkeit und 
Würde der einzelnen Mitarbeiterin und des einzelnen 
Mitarbeiters zu achten und zu schützen und das Gebot 
der Lohngerechtigkeit zu verwirklichen.6 Das kirchliche 
Arbeitsrecht muss daher außer den Erfordernissen, die 
durch die kirchlichen Aufgaben und Ziele gegeben sind, 
auch den Grundnormen gerecht werden, wie sie die Ka-
tholische Soziallehre für die Arbeits- und Lohnverhält-
nisse herausgearbeitet hat.7 

Für kirchliche Dienstverhältnisse ergeben sich daraus 
folgende Grundsätze: 

                                                 
4 Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV. 
5 Beschluss des BVerfG vom 04.06.1985, E 70, 138.  
6 Vgl. CIC c. 747 § 2 sowie cc. 231 § 2, 1286. 
7 Vgl. ZWEITES VATIKANISCHES KONZIL, Pastorale Konstitution Gaudium 

et spes über die Kirche in der Welt von heute, 67. 
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II. Eigenart des kirchlichen Dienstes 

Kirchliche Einrichtungen dienen dem Sendungsauftrag der Kir-
che. Daraus ergibt sich, dass alle Gestaltungsformen des kirchli-
chen Dienstes, auch die arbeitsrechtlichen Beziehungen zwi-
schen den kirchlichen Anstellungsträgern und ihren Beschäftig-
ten, dem religiösen Charakter des kirchlichen Auftrags entspre-
chen müssen. In der Einrichtung selbst muss sichtbar und er-
fahrbar werden, dass sie sich dem Auftrag Christi verpflichtet 
und der Gemeinschaft der Kirche verbunden weiß. Alle Betei-
ligten, Dienstgeber sowie leitende und ausführende Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, müssen bereit sein, „an der Verwirkli-
chung eines Stückes Auftrag der Kirche im Geist katholischer 
Religiosität, im Einklang mit dem Bekenntnis der katholischen 
Kirche und in Verbindung mit den Amtsträgern der katholi-
schen Kirche“8 mitzuwirken. 

III. Anforderungen an Träger und Leitung 
 kirchlicher Einrichtungen 

1. Zielsetzung und Tätigkeit, Organisationsstruktur und Lei-
tung kirchlicher Einrichtungen haben sich an der Glau-
bens- und Sittenlehre und an der Rechtsordnung der Kir-
che auszurichten.9 Jede dieser Einrichtungen muss sich 
als Teil der Kirche begreifen. Keine Einrichtung darf 

                                                 
8 Beschluss des BVerfG vom 11.10.1977, E 46, 73, 87.  
9 Vgl. PAPST JOHANNES PAUL II., Apostolische Konstitution Ex corde Ec-

clesiae über die Katholischen Universitäten (15. August 1990), Allgemei-
ne Normen Art. 2. 
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sich ohne Zustimmung der zuständigen kirchlichen Auto-
rität „katholisch“ nennen.10 

2. Träger und Leitung tragen die Verantwortung für den 
kirchlichen Charakter der Einrichtung. Sie haben auch 
dafür zu sorgen, dass in der Einrichtung geeignete Per-
sonen tätig sind, die bereit und in der Lage sind, den 
kirchlichen Charakter der Einrichtung zu pflegen und zu 
fördern.11 Nur wenn die religiöse Dimension des kirchli-
chen Dienstes beachtet und der kirchliche Charakter der 
Einrichtung durch alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
bejaht werden, kann die Kirche ihren Dienst an dem 
Menschen glaubwürdig erfüllen. 

IV. Anforderungen der Kirche an die 
 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

1. Die Gestaltung des kirchlichen Arbeitsverhältnisses geht 
von der Dienstgemeinschaft aller aus, in der jede Mitar-
beiterin und jeder Mitarbeiter das kirchliche Selbstver-
ständnis der Einrichtung anerkennt und dem dienstlichen 
Handeln zugrunde legt. Das verpflichtet jede Mitarbeite-
rin und jeden Mitarbeiter zu einer Leistung und Loyali-
tät, die der Stellung der Einrichtung in der Kirche und 
der übertragenen Aufgabe gerecht werden. Die Kirche 
muss deshalb an ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
Anforderungen stellen, die gewährleisten, dass sie ihren 
besonderen Auftrag glaubwürdig erfüllen können. Dazu 
gehören fachliche Tüchtigkeit, gewissenhafte Erfüllung 

                                                 
10 CIC cc. 216, 300, 803 § 3, 808. 
11 Vgl. PAPST JOHANNES PAUL II., Apostolische Konstitution Ex corde Ec-

clesiae über die Katholischen Universitäten (15. August 1990), Allgemei-
ne Normen Art. 4. 
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der übertragenen Aufgaben12 und eine Zustimmung zu 
den Zielen der Einrichtung. 

2. Damit die Einrichtung ihre kirchliche Sendung erfüllen 
kann, muss der kirchliche Dienstgeber bei der Einstel-
lung darauf achten, dass eine Mitarbeiterin und ein Mit-
arbeiter die Eigenart des kirchlichen Dienstes bejaht. Er 
kann pastorale, katechetische und in der Regel erzieheri-
sche Aufgaben nur einer Person übertragen, die der ka-
tholischen Kirche angehört. 

3. (1) Von den katholischen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern wird erwartet, dass sie die Grundsätze der katho-
lischen Glaubens- und Sittenlehre anerkennen und be-
achten. Im pastoralen und katechetischen Dienst sowie 
bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die aufgrund einer 
Missio canonica oder einer bischöflichen Beauftragung 
tätig sind, ist das persönliche Lebenszeugnis im Sinne 
der Grundsätze der Glaubens- und Sittenlehre erforder-
lich, dies gilt in der Regel auch für leitende Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter sowie für Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im erzieherischen Dienst. 

 (2) Von nicht katholischen christlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern wird erwartet, dass sie die Wahrheiten 
und Werte des Evangeliums achten und dazu beitragen, 
sie in der Einrichtung zur Geltung zu bringen. Nicht-
christliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen be-
reit sein, die ihnen in einer kirchlichen Einrichtung zu 
übertragenden Aufgaben im Sinne der Kirche zu erfüllen. 

 (3) Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben kir-
chenfeindliches Verhalten zu unterlassen. Sie dürfen in 
ihrer persönlichen Lebensführung und in ihrem dienstli-

                                                 
12 Vgl. CIC c. 231 § 1. 
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chen Verhalten die Glaubwürdigkeit der Kirche und der 
Einrichtung, in der sie beschäftigt sind, nicht gefährden. 

4. Erfüllt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter die Be-
schäftigungsanforderungen nicht mehr, so muss der 
Dienstgeber durch Beratung versuchen, dass die Mitar-
beiterin oder der Mitarbeiter diesen Mangel auf Dauer 
beseitigt. Im konkreten Fall ist zu prüfen, ob schon ein 
solches klärendes Gespräch oder eine Abmahnung, ein 
formeller Verweis oder eine andere Maßnahme (z. B. 
Versetzung, Änderungskündigung) geeignet sind, dem 
Obliegenheitsverstoß zu begegnen. Eine Kündigung 
muss als letzte Maßnahme nicht nur arbeitsrechtlich, son-
dern auch im Licht der religiösen Dimension der kirchli-
chen Dienstgemeinschaft gerechtfertigt sein. Liegt ein 
schwerwiegender Loyalitätsverstoß vor, so hängt die 
Möglichkeit einer Weiterbeschäftigung von der Abwä-
gung der Einzelfallumstände ab. Bei der Abwägung ist 
dem Selbstverständnis der Kirche ein besonderes Ge-
wicht beizumessen, ohne dass die Interessen der Kirche 
die Belange des Arbeitnehmers dabei prinzipiell über-
wiegen. 

V. Beteiligung der Mitarbeiterinnen und 
 Mitarbeiter an der Gestaltung 
 ihrer Arbeitsbedingungen 

1. In der Bundesrepublik Deutschland hat die Kirche das 
verfassungsmäßig gewährleistete Recht, ein eigenes Re-
gelungsverfahren zu schaffen, um ihre Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an der Gestaltung ihrer Arbeitsverhält-
nisse zu beteiligen. Das Tarifvertragssystem mit dem zu 
seinen Funktionsvoraussetzungen gehörenden Arbeits-
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kampf sichert nicht die Eigenart des kirchlichen Dienstes. 
Tarifverträge kirchlicher Einrichtungen mit verschiede-
nen Gewerkschaften sind mit der Einheit des kirchlichen 
Dienstes unvereinbar. Streik und Aussperrung wider-
sprechen den Grunderfordernissen des kirchlichen Diens-
tes. Für die Einrichtungen der Glaubensverkündigung 
und die Werke der Nächstenliebe gäbe daher die Kirche 
ihren Sendungsauftrag preis, wenn sie ihren Dienst den 
Funktionsvoraussetzungen des Tarifvertragssystems un-
terordnen würde. 

2. Die Dienstgemeinschaft als das maßgebende Struktur-
element des kirchlichen Dienstes gebietet es, dass unter-
schiedliche Interessen bei Dienstgebern und Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern unter Beachtung des Grundkon-
senses aller über den kirchlichen Auftrag ausgeglichen 
werden. Diesem Zweck dient es, dass die Kirche mit pa-
ritätisch besetzten arbeitsrechtlichen Kommissionen ei-
nen eigenen Weg zur Regelung der Vergütung und an-
deren Arbeitsbedingungen geht. Die Kompetenz der ar-
beitsrechtlichen Kommission eröffnet die Möglichkeit, 
dass jeder Interessenkonflikt Gegenstand einer Schlich-
tung sein kann. Dabei bleibt die Hirtenaufgabe des Bi-
schofs unberührt, die umfassende Verantwortung für alle 
ihm anvertrauten Gläubigen wahrzunehmen. Das kirchen-
spezifische Arbeitsrechtsregelungsverfahren des Dritten 
Weges sichert und fördert die Beteiligung der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter an der Gestaltung ihrer Arbeits-
bedingungen. Es leistet damit zugleich einen Beitrag für 
die vom Kirchenverständnis getragene Dienstgemein-
schaft. 
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VI. Mitarbeitervertretungsrecht als 
 kirchliche Betriebsverfassung 

Nach dem Grundgesetz bestimmt die Kirche für den ihr zugeord-
neten Bereich, „ob und in welcher Weise die Arbeitnehmer und 
ihre Vertretungsorgane in Angelegenheiten des Betriebs, die ih-
re Interessen berühren, mitwirken und mitbestimmen“.13 Die 
Mitbestimmung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist geboten, 
weil sie den Dienst der Kirche verantwortlich mitgestalten. Die 
Verwirklichung der Mitbestimmung kann nicht von der Ver-
fasstheit der Kirche, ihrem Auftrag und der kirchlichen Dienst-
verfassung getrennt werden. Hierzu wurde aufgrund des kirchli-
chen Selbstbestimmungsrechts die Ordnung für Mitarbeiterver-
tretungen erlassen. Damit füllen die Kirchen den vom Staat zu 
selbstbestimmter Gestaltung anerkannten Regelungsraum auch 
zur Wahrung einer Konkordanz mit der staatlichen Arbeits-
rechtsordnung aus. Zwar entscheiden die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter selbst darüber, ob eine Mitarbeitervertretung gebil-
det wird; der Dienstgeber hat aber im Rahmen der geltenden 
Regelung daran mitzuwirken und etwaige Hindernisse zu besei-
tigen. Er soll denjenigen, die ein Amt in der Mitarbeitervertre-
tung übernehmen, erforderliche Hilfen zur Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben anbieten. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen 
die Möglichkeit des Mitarbeitervertretungsrechts nutzen, ihre 
Rechte und Interessen, ihre Anliegen und Sorgen in der vorge-
sehenen Weise zur Geltung zu bringen. Der Dienstgeber darf 
sie hieran nicht hindern. Der kircheneigene Weg im Mitarbei-
tervertretungsrecht schließt schon im Hinblick auf die kirchli-
che Soziallehre eine gleichwertige soziale Verantwortung ein. 
Gleichwohl erfordert dieser Weg Unterschiede zum weltlichen 

                                                 
13 Beschluss des BVerfG vom 11.10.1977, E 46, 73, 94. 
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Betriebsverfassungs- und Personalvertretungsrecht. Sie haben 
ihren Grund in der Sendung der Kirche. 

VII. Koalitionsfreiheit kirchlicher 
 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des kirchlichen Dienstes 
können sich in Ausübung der Koalitionsfreiheit als kirchliche Ar-
beitnehmer zur Beeinflussung der Gestaltung der Arbeits- und 
Wirtschaftsbedingungen in Vereinigungen (Koalitionen) zusam-
menschließen, diesen beitreten und sich in ihnen betätigen. Die 
Koalitionen sind berechtigt, im Rahmen der verfassungsrechtli-
chen Grenzen innerhalb der kirchlichen Einrichtung für den Bei-
tritt zu diesen Koalitionen zu werben, über deren Aufgabe und 
Tätigkeit zu informieren sowie Koalitionsmitglieder zu betreu-
en. Die Mitwirkung von tariffähigen Arbeitnehmerkoalitionen 
(Gewerkschaften) in den arbeitsrechtlichen Kommissionen des 
Dritten Weges ist gewährleistet. Die Koalitionsfreiheit entbin-
det die Vertreter der Koalition nicht von der Pflicht, das verfas-
sungsmäßige Selbstbestimmungsrecht der Kirche zur Gestal-
tung der sozialen Ordnung ihres Dienstes zu achten und die Ei-
genart des kirchlichen Dienstes zu respektieren. 

VIII. Gerichtlicher Rechtsschutz 

Soweit die Arbeitsverhältnisse kirchlicher Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter dem staatlichen Arbeitsrecht unterliegen, sind die 
staatlichen Arbeitsgerichte für den gerichtlichen Rechtsschutz 
zuständig. Für Rechtsstreitigkeiten auf den Gebieten der kirchli-
chen Ordnungen für ein Arbeitsvertrags- und des Mitarbeiter-
vertretungsrechts werden für den gerichtlichen Rechtsschutz un-
abhängige kirchliche Gerichte gebildet.  
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IX. Gemeinsame Verantwortung 

1. Bei ihrer Entscheidung für ein kircheneigenes Dienst- 
und Arbeitsrecht hat sich die Kirche davon leiten lassen, 
„dass das Grundgesetz der menschlichen Vervollkomm-
nung und deshalb auch der Umwandlung der Welt, das 
neue Gebot der Liebe ist, ... dass allen Menschen der 
Weg der Liebe offensteht und dass der Versuch, eine 
allumfassende Brüderlichkeit herzustellen, nicht vergeb-
lich ist“.14 Wenn die erzieherischen, caritativen, missio-
narischen und sozialen Einrichtungen von diesem Glau-
ben durchdrungen sind, bringen sie den Auftrag der Kir-
che in der Welt von heute für alle Menschen verständ-
lich zum Ausdruck.15 

2. Damit die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Sinn, Ziel 
und Struktur des kirchlichen Dienstes und ihre eigene 
Aufgabe darin besser erkennen können, kommt ihrer 
Aus- und Fortbildung große Bedeutung zu. Sie müssen 
bereits in der Ausbildungsphase mit den funktionalen 
Erfordernissen, aber genauso mit den ethischen und reli-
giösen Aspekten ihres Dienstes vertraut gemacht werden. 

 Im Rahmen der fachlichen und beruflichen Weiterbil-
dung muss auch für Fragen des Glaubens und der Wert-
orientierung sowie für die Bewältigung der spezifischen 
Belastungen der einzelnen Dienste in angemessener Wei-
se Raum geschaffen werden. Nur in einem Klima wech-
selseitigen Respekts und Vertrauens kann sich eine Spi-
ritualität entwickeln, die die Mitarbeiterinnen und Mitar-

                                                 
14 Vgl. ZWEITES VATIKANISCHES KONZIL, Pastorale Konstitution Gaudium 

et spes über die Kirche in der Welt von heute, 38. 
15 Vgl. 2 Kor 3,2. 
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beiter in ihrem Einsatz trägt, den Menschen dient und 
die Kirche als Ganze bereichert.16 

3. Zum kirchlichen Dienst gehören auch solche Gläubige, 
die auf Dauer oder auf Zeit ehrenamtlich ohne Entgelt 
besondere Aufgaben in der Kirche erfüllen, um durch 
dieses Apostolat mitzuhelfen, dass die Kirche ihre Auf-
gaben erfüllen kann. Sie geben mit ihrem Einsatz eine 
Ermutigung, sie stützen und bestärken die anderen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter. Sie tragen dazu bei, dass 
im Alltag der kirchlichen Dienste die missionarische 
Kraft nicht erlahmt. Daher werden auch sie in die Wei-
terbildung über Fragen ihres Dienstes und des Glaubens 
sowie bei Hilfen der Lebensführung einbezogen. Die 
hauptberuflich Tätigen sollen dafür gewonnen werden, 
über ihren beruflichen Dienst hinaus bei der Verwirkli-
chung der Aufgaben der Kirche aus freien Stücken mit-
zuarbeiten. 

Würzburg, den 27. April 2015 

                                                 
16 Vgl. 1 Kor 12,14–21. 
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C. Grundordnung des kirchlichen 
 Dienstes im Rahmen kirchlicher 
 Arbeitsverhältnisse 

in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung des Ver-
bandes der Diözesen Deutschlands vom 27. April 2015 

Die katholischen (Erz-)Bischöfe in der Bundesrepublik Deutsch-
land erlassen, jeweils für ihren Bereich, 

– in Verantwortung für den Auftrag der Kirche, der Berufung 
aller Menschen zur Gemeinschaft mit Gott und untereinan-
der zu dienen, 

– in Wahrnehmung der der Kirche durch das Grundgesetz ga-
rantierten Freiheit, ihre Angelegenheiten selbstständig inner-
halb der Schranken der für alle geltenden Gesetze zu ordnen, 

– zur Sicherung der Glaubwürdigkeit der Einrichtungen, die 
die Kirche unterhält und anerkennt, um ihren Auftrag in der 
Gesellschaft wirksam wahrnehmen zu können, 

– in Erfüllung ihrer Pflicht, dass das kirchliche Arbeitsrecht 
außer den Erfordernissen, die durch die kirchlichen Aufga-
ben und Ziele gegeben sind, auch den Grundnormen gerecht 
werden muss, wie sie die Katholische Soziallehre für die Ar-
beits- und Lohnverhältnisse herausgearbeitet hat, 

die folgende 

Grundordnung des kirchlichen Dienstes im 
Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 
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Artikel 1 Grundprinzipien des kirchlichen Dienstes 
1Alle in einer Einrichtung der katholischen Kirche Tätigen tra-
gen durch ihre Arbeit ohne Rücksicht auf die arbeitsrechtliche 
Stellung gemeinsam dazu bei, dass die Einrichtung ihren Teil 
am Sendungsauftrag der Kirche erfüllen kann (Dienstgemein-
schaft). 2Alle Beteiligten, Dienstgeber sowie leitende und aus-
führende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, müssen anerkennen 
und ihrem Handeln zugrunde legen, dass Zielsetzung und Tätig-
keit, Organisationsstruktur und Leitung der Einrichtung, für die 
sie tätig sind, sich an der Glaubens- und Sittenlehre und an der 
Rechtsordnung der katholischen Kirche auszurichten haben. 

Artikel 2 Geltungsbereich 
(1) Diese Grundordnung gilt für 

a) die (Erz-)Diözesen, 
b) die Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen, 
c) die Verbände von Kirchengemeinden, 
d) die Diözesancaritasverbände und deren Gliederungen, 

soweit sie öffentliche juristische Personen des kano-
nischen Rechts sind, 

e) die sonstigen dem Diözesanbischof unterstellten öf-
 fentlichen juristischen Personen des kanonischen 
 Rechts, 

f) die sonstigen kirchlichen Rechtsträger, unbeschadet 
 ihrer Rechtsform, die der bischöflichen Gesetzge-
 bungsgewalt unterliegen und deren Einrichtungen. 

(2) 1Kirchliche Rechtsträger, die nicht der bischöflichen Ge-
setzgebungsgewalt unterliegen, sind verpflichtet, diese 
Grundordnung in ihr Statut verbindlich zu übernehmen; 
sofern ein kirchlicher Rechtsträger in der Rechtsform ei-
ner Körperschaft des öffentlichen Rechts über kein Statut 
verfügt, ist eine notarielle Erklärung der Grundordnungs-



20 

übernahme und anschließende Veröffentlichung dieser Er-
klärung ausreichend. 2Wenn sie dieser Verpflichtung nicht 
nachkommen, haben sie im Hinblick auf die arbeitsrecht-
lichen Beziehungen nicht am Selbstbestimmungsrecht der 
Kirche gemäß Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 WRV 
teil. 

(3) Unter diese Grundordnung fallen nicht Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die aufgrund eines Klerikerdienstverhält-
nisses oder ihrer Ordenszugehörigkeit tätig sind; dessen 
ungeachtet sind sie Teil der Dienstgemeinschaft. 

(4) Für vorwiegend gewinnorientierte kirchliche Einrichtun-
gen findet diese Grundordnung keine Anwendung. 

Art. 3 Begründung des Arbeitsverhältnisses  
(1) 1Der kirchliche Dienstgeber muss bei der Einstellung dar-

auf achten, dass eine Mitarbeiterin und ein Mitarbeiter die 
Eigenart des kirchlichen Dienstes bejahen. 2Er muss auch 
prüfen, ob die Bewerberin und der Bewerber geeignet und 
befähigt sind, die vorgesehene Aufgabe so zu erfüllen, 
dass sie der Stellung der Einrichtung in der Kirche und 
der übertragenen Funktion gerecht werden. 

(2) Der kirchliche Dienstgeber kann pastorale und katecheti-
sche sowie in der Regel erzieherische und leitende Aufga-
ben nur einer Person übertragen, die der katholischen Kir-
che angehört. 

(3) 1Der kirchliche Dienstgeber muss bei allen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern durch Festlegung der entsprechen-
den Anforderungen sicherstellen, dass sie ihren besonde-
ren Auftrag glaubwürdig erfüllen können. 2Dazu gehören 
fachliche Tüchtigkeit, gewissenhafte Erfüllung der über-
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tragenen Aufgaben und eine Zustimmung zu den Zielen 
der Einrichtung. 

(4) Für keinen Dienst in der Kirche geeignet ist, wer sich kir-
chenfeindlich betätigt oder aus der katholischen Kirche 
ausgetreten ist. 

(5) Der kirchliche Dienstgeber hat vor Abschluss des Arbeits-
vertrages über die geltenden Loyalitätsobliegenheiten 
(Art. 4) aufzuklären und sich zu vergewissern, dass die 
Bewerberinnen oder Bewerber diese Loyalitätsobliegen-
heiten erfüllen. 

Artikel 4 Loyalitätsobliegenheiten 
(1) 1Von den katholischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

wird erwartet, dass sie die Grundsätze der katholischen 
Glaubens- und Sittenlehre anerkennen und beachten. 2Im 
pastoralen und katechetischen Dienst sowie bei Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern, die aufgrund einer Missio ca-
nonica oder einer sonstigen schriftlich erteilten bischöfli-
chen Beauftragung tätig sind, ist das persönliche Lebens-
zeugnis im Sinne der Grundsätze der Glaubens- und Sit-
tenlehre erforderlich; dies gilt in der Regel auch für lei-
tende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie für Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter im erzieherischen Dienst. 

(2) Von nicht katholischen christlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern wird erwartet, dass sie die Wahrheiten und 
Werte des Evangeliums achten und dazu beitragen, sie in 
der Einrichtung zur Geltung zu bringen. 

(3) Nichtchristliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen 
bereit sein, die ihnen in einer kirchlichen Einrichtung zu 
übertragenden Aufgaben im Sinne der Kirche zu erfüllen. 
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(4) 1Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben kirchen-
feindliches Verhalten zu unterlassen. 2Sie dürfen in ihrer 
persönlichen Lebensführung und in ihrem dienstlichen 
Verhalten die Glaubwürdigkeit der Kirche und der Ein-
richtung, in der sie beschäftigt sind, nicht gefährden. 

Artikel 5 Verstöße gegen Loyalitätsobliegenheiten 
(1) 1Erfüllt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter die Be-

schäftigungsanforderungen nicht mehr, so muss der Dienst-
geber durch Beratung versuchen, dass die Mitarbeiterin 
oder der Mitarbeiter diesen Mangel auf Dauer beseitigt. 
Im konkreten Fall ist zu prüfen, ob schon ein solches klä-
rendes Gespräch oder eine Abmahnung, ein formeller Ver-
weis oder eine andere Maßnahme (z. B. Versetzung, Än-
derungskündigung) geeignet sind, dem Obliegenheitsver-
stoß zu begegnen. 2Als letzte Maßnahme kommt eine 
Kündigung in Betracht. 

(2) Für eine Kündigung aus kirchenspezifischen Gründen sieht 
die Kirche insbesondere folgende Verstöße gegen die Loy-
alitätsobliegenheiten im Sinn des Art. 4 als schwerwiegend 
an: 

 1. Bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern: 

a) das öffentliche Eintreten gegen tragende Grundsätze 
 der katholischen Kirche (z. B. die Propagierung der 
 Abtreibung oder von Fremdenhass), 

b) schwerwiegende persönliche sittliche Verfehlungen, 
 die nach den konkreten Umständen objektiv geeignet 
 sind, ein erhebliches Ärgernis in der Dienstgemein-
 schaft oder im beruflichen Wirkungskreis zu erregen 
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 und die Glaubwürdigkeit der Kirche zu beeinträchti-
 gen, 

c) das Verunglimpfen oder Verhöhnen von katholischen 
 Glaubensinhalten, Riten oder Gebräuchen; öffentli-
 che Gotteslästerung und Hervorrufen von Hass und 
 Verachtung gegen Religion und Kirche (vgl. c. 1369 
 CIC); Straftaten gegen die kirchlichen Autoritäten 
 und die Freiheit der Kirche (vgl. cc. 1373, 1374 CIC), 

d) die Propagierung von religiösen und weltanschauli-
 chen Überzeugungen, die im Widerspruch zu katholi-
 schen Glaubensinhalten stehen, während der Arbeits-
 zeit oder im dienstlichen Zusammenhang, insbeson-
 dere die Werbung für andere Religions- oder Weltan-
 schauungsgemeinschaften. 

 2. Bei katholischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern: 

a) den Austritt aus der katholischen Kirche,  
b) Handlungen, die kirchenrechtlich als eindeutige Dis-

 tanzierung von der katholischen Kirche anzusehen 
 sind, vor allem Abfall vom Glauben (Apostasie oder 
 Häresie gemäß c. 1364 § 1 i. V. m. c. 751 CIC), 

c) den kirchenrechtlich unzulässigen Abschluss einer 
 Zivilehe, wenn diese Handlung nach den konkreten 
 Umständen objektiv geeignet ist, ein erhebliches Är-
 gernis in der Dienstgemeinschaft  oder im beruflichen 
 Wirkungskreis zu erregen und die Glaubwürdigkeit 
 der Kirche zu beeinträchtigen; eine solche Eignung 
 wird bei pastoral oder katechetisch tätigen Mitarbei-
 terinnen und Mitarbeitern sowie bei Mitarbeiterinnen 
 und Mitarbeitern, die aufgrund einer Missio canonica 
 oder einer sonstigen schriftlich erteilten bischöflichen 
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 Beauftragung beschäftigt werden, unwiderlegbar ver-
 mutet, 

d) das Eingehen einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft; bei diesem Loyalitätsverstoß findet Ziff. 2c) 
entsprechende Anwendung. 

(3) 1Liegt ein schwerwiegender Loyalitätsverstoß nach Ab-
satz 2 vor, so hängt die Möglichkeit der Weiterbeschäfti-
gung von der Abwägung der Einzelfallumstände ab. 2Dem 
Selbstverständnis der Kirche ist dabei ein besonderes Ge-
wicht beizumessen, ohne dass die Interessen der Kirche 
die Belange des Arbeitnehmers dabei prinzipiell überwie-
gen. 3Angemessen zu berücksichtigen sind unter anderem 
das Bewusstsein der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters 
für die begangene Loyalitätspflichtverletzung, das Interes-
se an der Wahrung des Arbeitsplatzes, das Alter, die Be-
schäftigungsdauer und die Aussichten auf eine neue Be-
schäftigung. 4Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die 
pastoral, katechetisch, aufgrund einer Missio canonica 
oder einer sonstigen schriftlich erteilten bischöflichen Be-
auftragung beschäftigt werden, schließt das Vorliegen ei-
nes schwerwiegenden Loyalitätsverstoßes nach Absatz 2 
die Möglichkeit der Weiterbeschäftigung in der Regel aus. 
5Von einer Kündigung kann in diesen Fällen ausnahms-
weise abgesehen werden, wenn schwerwiegende Gründe 
des Einzelfalles diese als unangemessen erscheinen las-
sen. 6Gleiches gilt für den Austritt einer Mitarbeiterin 
oder eines Mitarbeiters aus der katholischen Kirche. 

(4) 1Zur Sicherstellung einer einheitlichen Rechtsanwendung 
hinsichtlich dieser Ordnung wird in jeder (Erz-)Diözese 
oder (wahlweise) von mehreren (Erz-)Diözesen gemein-
sam eine zentrale Stelle gebildet. 2Deren Aufgabe ist von 
einer Person wahrzunehmen, die der katholischen Kirche 
angehört, die Befähigung zum Richteramt besitzt und über 
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fundierte Erfahrungen im kirchlichen und weltlichen Ar-
beitsrecht verfügt. 3Beabsichtigt ein kirchlicher Dienstge-
ber eine Kündigung wegen eines schwerwiegenden Ver-
stoßes gegen eine Loyalitätsobliegenheit auszusprechen, 
soll er bei der zentralen Stelle eine Stellungnahme zur be-
absichtigten Kündigung einholen. 4Die Einholung der 
Stellungnahme der zentralen Stelle ist keine Wirksam-
keitsvoraussetzung für die Kündigung. 

(5) 1Der Verband der Diözesen Deutschlands wird fünf Jahre 
nach Inkrafttreten dieser Ordnung unter Berücksichtigung 
der Erkenntnisse der zentralen Stellen nach Absatz 4 die 
Zweckmäßigkeit und Wirksamkeit der vorstehenden Re-
gelungen einer Überprüfung unterziehen. 2Er erstattet dem 
Ständigen Rat der Deutschen Bischofskonferenz Bericht 
und unterbreitet Vorschläge für mögliche Änderungen. 

Artikel 6 Koalitionsfreiheit 
(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des kirchlichen 

Dienstes können sich in Ausübung ihrer Koalitionsfreiheit 
als kirchliche Arbeitnehmer zur Beeinflussung der Gestal-
tung ihrer Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen in Verei-
nigungen (Koalitionen) zusammenschließen, diesen bei-
treten und sich in ihnen betätigen. 

(2) Die Koalitionen sind berechtigt, im Rahmen der verfas-
sungsrechtlichen Grenzen innerhalb der kirchlichen Ein-
richtung für den Beitritt zu diesen Koalitionen zu werben, 
über deren Aufgabe zu informieren sowie Koalitionsmit-
glieder zu betreuen. 

(3) 1Die Mitwirkung von tariffähigen Arbeitnehmerkoalitio-
nen (Gewerkschaften) in den arbeitsrechtlichen Kommis-
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sionen des Dritten Weges ist gewährleistet. 2Das Nähere 
regeln die einschlägigen Ordnungen. 

(4) Die Koalitionsfreiheit entbindet die Vertreter der Koaliti-
on nicht von der Pflicht, das verfassungsmäßige Selbstbe-
stimmungsrecht der Kirche zur Gestaltung der sozialen 
Ordnung ihres Dienstes zu achten und die Eigenart des 
kirchlichen Dienstes zu respektieren. 

Artikel 7 Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 
der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen 
(1) 1Das Verhandlungsgleichgewicht ihrer abhängig beschäf-

tigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei Abschluss und 
Gestaltung der Arbeitsverträge sichert die katholische Kir-
che durch das ihr verfassungsmäßig gewährleistete Recht, 
ein eigenes Arbeitsrechtsregelungsverfahren zu schaffen. 
2Rechtsnormen für den Inhalt der Arbeitsverhältnisse kom-
men zustande durch Beschlüsse von arbeitsrechtlichen 
Kommissionen, die mit Vertretern der Dienstgeber und 
Vertretern der Mitarbeiter paritätisch besetzt sind. 3Die 
Beschlüsse dieser arbeitsrechtlichen Kommissionen bedür-
fen der bischöflichen Inkraftsetzung für die jeweilige (Erz-) 
Diözese. 4Das Nähere, insbesondere die jeweiligen Zustän-
digkeiten, regeln die einschlägigen Ordnungen. 5Die ar-
beitsrechtlichen Kommissionen sind an diese Grundord-
nung gebunden. 

(2) 1Wegen der Einheit des kirchlichen Dienstes und der 
Dienstgemeinschaft als Strukturprinzip des kirchlichen Ar-
beitsrechts schließen kirchliche Dienstgeber keine Tarif-
verträge mit Gewerkschaften ab. 2Streik und Aussperrung 
scheiden ebenfalls aus. 
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Artikel 8 Mitarbeitervertretungsrecht als kirchliche Betriebs-
verfassung 
1Zur Sicherung ihrer Selbstbestimmung in der Arbeitsorganisa-
tion kirchlicher Einrichtungen wählen die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter nach Maßgabe kirchengesetzlicher Regelung Mitar-
beitervertretungen, die an Entscheidungen des Dienstgebers be-
teiligt werden. 2Das Nähere regelt die jeweils geltende Mitar-
beitervertretungsordnung (MAVO). 3Die Gremien der Mitarbei-
tervertretungsordnung sind an diese Grundordnung gebunden. 

Artikel 9 Fort- und Weiterbildung 
1Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben Anspruch auf be-
rufliche Fort- und Weiterbildung. 2Diese umfassen die fachlichen 
Erfordernisse, aber genauso die ethischen und religiösen Aspek-
te des Dienstes. 3Hierbei müssen auch Fragen des Glaubens und 
der Wertorientierung sowie die Bewältigung der spezifischen 
Belastungen der einzelnen Dienste angemessen berücksichtigt 
werden. 

Artikel 10 Gerichtlicher Rechtsschutz 
(1) Soweit die Arbeitsverhältnisse kirchlicher Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter dem staatlichen Arbeitsrecht unterlie-
gen, sind die staatlichen Arbeitsgerichte für den gerichtli-
chen Rechtsschutz zuständig. 

(2) Für Rechtsstreitigkeiten auf den Gebieten der kirchlichen 
Ordnungen für ein Arbeitsvertrags- und des Mitarbeiter-
vertretungsrechts werden für den gerichtlichen Rechts-
schutz unabhängige kirchliche Gerichte gebildet. 

(3) 1Die Richter sind von Weisungen unabhängig und nur an 
Gesetz und Recht gebunden. 2Zum Richter kann berufen 
werden, wer katholisch ist und in der Ausübung der allen 
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Kirchenmitgliedern zustehenden Rechte nicht behindert ist 
sowie die Gewähr dafür bietet, jederzeit für das kirchliche 
Gemeinwohl einzutreten. 
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